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A. Einleitung 

Die Beilegung internationaler Streitigkeiten in einem rechtlich geordneten Ver-
fahren ist ein altes Thema in der Geschichte des internationalen Systems. Schon im 
Mittelalter und später dann insbesondere in der Nachfolge des Dreißigjährigen Krie-
ges gab es bedeutende politisch-philosophische Entwürfe zu einer ewigen Friedens-
ordnung, die als einen zentralen Bestandteil eines Friedensplanes die rechtlich geord-
nete Streitbeilegung vorsahen.

1

 Mit dem so genannten Jay-Vertrag vom 19. November 
1794

2

 zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und dem Vereinigten König-
reich wurde dann erstmals ein Schiedsverfahren zur Beilegung internationaler Streitig-
keiten begründet, das den heutigen Anforderungen der internationalen rechtlichen 
Streitbeilegung entspricht. Durch diesen Freundschafts-, Handels- und Schifffahrts-
vertrag zwischen dem Vereinigten Königreich und den USA wurde eine gemischte 
Schiedskommission eingesetzt, die sich u. a. mit der Klärung von Grenzstreitigkeiten 
zwischen den beiden Staaten und Schadensersatzansprüchen von Bürgern, die sich 
infolge der amerikanischen Unabhängigkeit ergaben, befasste. Der Erfolg dieses Ver-
fahrens führte dazu, dass im 19. Jahrhundert zahlreiche ähnliche bilaterale Verträge 
geschlossen wurden, die Schiedsklauseln in Anlehnung an den Jay-Vertrag enthielten. 
Den endgültigen Durchbruch erlangte die internationale Schiedsgerichtsbarkeit als 
anerkannter Streitbeilegungsmechanismus im internationalen System mit der so ge-
nannten Alabama-Entscheidung vom 14. September 1872.

3

 Auf der Haager Friedens-
konferenz von 1899 konnte aufgrund der bislang gesammelten Erfahrung dann ein 
multilaterales Vertragswerk zur friedlichen Erledigung internationaler Streitfälle verab-
schiedet werden. Es ist in seiner durch die 2. Haager Friedenskonferenz von 1907

4

 
revidierten Fassung bis heute in Kraft und maßgeblicher Ausgangspunkt der rechtlich 
geordneten internationalen Streitbeilegung. 

Das wissenschaftliche Interesse an der internationalen Streitbeilegung war aller-
dings lange Zeit nur auf einen Teilbereich dieser Rechtsmaterie konzentriert. Interna-
tionale Streitbeilegung wurde als Beilegung zwischenstaatlicher Streitigkeiten begrif-
fen. Eine darüber hinausgehende Beteiligung privater Akteure im internationalen Sys-
tem wurde kaum diskutiert, so dass das Bild einer strikten Differenzierung von zwi-
schenstaatlicher und privater Streitbeilegung – insbesondere Schiedsgerichtsbarkeit – 
vorherrschte.

5

 Das verwundert, zumal schon der Jay-Vertrag von 1794 durch den 
                                              

.). 

* Überarbeitete Fassung eines Vortrages am 27. Mai 2002 am Fachbereich Rechtswissenschaft der 
Justus-Liebig-Universität Gießen.  

1  Zur Geschichte im Überblick Schlochauer, in: Strupp/Schlochauer (Hrsg.), Wörterbuch des 
Völkerrechts, Bd. III, 177 (180 ff

2  Hierzu Schlochauer, in: Bernhardt (Hrsg.), EPIL, Vol. III, 4 ff. 
3  Moore, History and Digest of the International Arbitrations, Vol. I, 653 ff.; zum Fall und zur 

Entscheidung im Überblick Seidel, in: Bernhardt (Hrsg.), EPIL, Vol. I, 97 ff. 
4  Abgedruckt u.a. in: Tomuschat (Hrsg.), Völkerrecht, Nr. 28, 377 ff. 
5  Zu der herkömmlichen Sichtweise einer strikten Trennung von zwischenstaatlicher und privater 

internationaler Streitbeilegung siehe z.B. Wetter, International Arbitral Process, Vol. I, xxiv: 
„Commercial lawyers regard arbitrations between states as wholly irrelevant; and public interna-
tional teachers, advocates und officials view commercial arbitration as an essentially alien process 



6 

Einbezug privater Schadensersatzansprüche den Weg zur so genannten gemischten 
Schiedsgerichtsbarkeit wies. Erst seit den 1960er Jahren findet die gemischte Schieds-
gerichtsbarkeit, d. h. Schiedsverfahren, an denen Staaten und Privatrechtssubjekte als 
Parteien beteiligt sind,

6

 vermehrt Aufmerksamkeit. Es waren dabei insbesondere inter-
nationale Investitionsstreitverfahren, durch die private Akteure im internationalen 
System faktische und rechtliche Aufmerksamkeit erlangten. Heute kann die gemischte 
internationale Streitbeilegung als wegweisende Rechtsentwicklung im Hinblick auf die 
Erweiterung des Kreises der Völkerrechtssubjekte gewertet werden. Hierauf soll im 
Folgenden näher eingegangen werden. Dabei werden zunächst die Bedeutung des 
internationalen Investitionsschutzrechtes sowie die Möglichkeiten und Probleme einer 
effektiven Streitbeilegung in diesem Bereich dargestellt. Im Anschluss hieran soll auf 
zwei Rechtsregime des internationalen Investitionsschutzrechts eingegangen werden, 
die heute die diesbezügliche gemischte Streitbeilegung maßgeblich kennzeichnen. Das 
ist einerseits das International Centre for the Settlement of Investment Disputes (ICSID) 
und andererseits der Energiechartavertrag. Im Anschluss an die Erörterung dieser bei-
den Streitbeilegungssysteme soll kurz ein sehr aktueller Problembereich erörtert wer-
den. Es handelt sich konkret um das Spannungsverhältnis zwischen Umweltschutz 
und Investitionsschutz sowie die Behandlung dieses Themas im Recht der Beilegung 
internationaler Investitionsstreitigkeiten. In einem abschließenden Ausblick werden 
kurz die Auswirkungen der Entwicklung des Investitionsschutzverfahrensrechts auf 
die Frage einer möglichen Völkerrechtssubjektivität transnationaler Unternehmen 
diskutiert. 

B. Die Bedeutung des internationalen Investitionsschutzes und des diesbezügli-
chen Streitbeilegungsrechts 

Auslandsinvestitionen sind heute aus ökonomischer Perspektive ein zentraler Be-
standteil der zunehmenden Vernetzung von Märkten als Kennzeichen der so genann-
ten wirtschaftlichen Globalisierung.

7

 Seit den 1980er Jahren nehmen Auslandsinvesti-
tionen stärker zu als der Welthandel. Mit der zunehmenden Liberalisierung des Welt-
handels und daraus folgend der zunehmenden Öffnung nationaler Märkte für Aus-
landsinvestoren hat sich die Summe der jährlichen Auslandsinvestitionen drastisch 
erhöht. Grenzüberschreitende Investitionen haben sich zwischen 1973 und 1996 von 
weltweit 25 Milliarden US-Dollar auf 350 Milliarden US-Dollar jährlich vervierzehn-
facht. Der weltweite Bestand an Auslandsinvestitionen durchbrach 1996 die 3 Billio-
nen US-Dollar-Grenze. Der Anteil von Direktinvestitionen zum Weltwohlstand, d. h. 
dem kumulierten Bruttoinlandsprodukt aller Staaten, stieg auf rund 10 Prozent, 1980 

                                                                                                                                     
...“; Caron, ZaöRV 46 (1986), 465 (472): „Although both public and private international arbitra-
tion are concerned with legal resolution of disputes arising in an international context, these two 
processes have remained quite distinct“. 

6  Zum Begriff siehe z.B. Collier/Lowe, The Settlement of Disputes in International Law, 59; die 
Geschichte der gemischten Schiedsgerichtsbarkeit begann wohl mit dem im Jahre 1935 von dem 
Ständigen Internationalen Schiedsgerichtshof in Den Haag administrierten Verfahren zwischen 
China und der Radio Corporation of the America (RCA), siehe Jonkman, RdC 279 (1999), 9 
(27). 

7  Zur Globalisierung aus ökonomischer Perspektive siehe z.B. Siebert, Weltwirtschaft, 11 ff. 
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waren dies gerade 2 Prozent.
8

 Bei dieser Entwicklung kommt Auslandsinvestitionen in 
Entwicklungsländern eine besondere Bedeutung zu. Sie übersteigen heute deutlich das 
Volumen der finanziellen Mittel, die als staatliche Entwicklungshilfe transferiert wer-
den.

9

 Auslandsinvestitionen sind damit nicht nur Motor des weltweiten Wirtschafts-
wachstums insgesamt. Sie sind überdies ein wesentlicher Bestandteil der wirtschaftli-
chen Entwicklung von Entwicklungsländern. 

Unabhängig von der rechtlichen Konstruktion einer Auslandsinvestition, die sich 
z. B. im Bereich von Joint Ventures sehr komplex darstellen kann, liegt einer entspre-
chenden Transaktion regelmäßig eine rechtliche Beziehung zwischen dem privaten 
Investor und dem Gaststaat zugrunde. Das folgt aus der in weiten Bereichen noch 
bestehenden staatlichen Souveränität im Hinblick auf die Frage, ob und unter wel-
chen Voraussetzungen Ausländer in einer Volkswirtschaft tätig werden dürfen. Da 
jedoch die vertragliche Beziehung zwischen einem Investor und einem Gaststaat juris-
tisch nur schwer einzuordnen ist und regelmäßig in einem Spannungsverhältnis zur 
souveränen Regelungshoheit eines Staates steht, werden gemischte Investitionsverträge 
durch bilaterale Investitionsschutzabkommen abgesichert.

10

 Heute gibt es annähernd 
2000 bilaterale Investitionsschutzverträge.

11

 Bislang ist es allerdings nicht gelungen, 
einen umfassenden multilateralen Investitionsschutzvertrag zu erarbeiten.

12

 
Wenn es zu Rechtsstreitigkeiten im Hinblick auf die Erfüllung eines konkreten 

gemischten Investitionsschutzvertrages zwischen Investor und Gaststaat kommt, be-
steht nach klassischem Völkerrecht zunächst die Möglichkeit, Rechtsschutz im Wege 
des diplomatischen Schutzes zu suchen, so dass ein Staat diplomatisch und gerichtlich 
gegen einen anderen Staat unter Verweis auf die Verletzung von Rechten und Interes-
sen der eigenen Staatsangehörigen vorgehen kann.

13

 Aus Sicht des Investors ist ein sol-
ches Rechtsschutzsystem allerdings mit nicht unerheblichen Problemen verbunden.

14

 
So ist der Bruch eines Investitionsvertrages völkerrechtlich in der Regel nicht sanktio-
niert; aus klassischer völkerrechtlicher Perspektive bietet nur die Enteignung eine 
Möglichkeit, diplomatischen Schutz zu aktivieren. Weiterhin verlangt der diplomati-
sche Schutz die Staatszugehörigkeit eines Wirtschaftsunternehmens. Bei transnationa-
len Unternehmen ist es zunehmend schwierig, ihre Staatszugehörigkeit zu bestimmen. 
Dies liegt in erster Linie an den zum Teil sehr komplexen gesellschaftsrechtlichen 
Konstruktionen dieser Unternehmen. Damit bleibt auch unklar, welcher Staat für die 
Ausübung diplomatischen Schutzes zuständig ist. Im Übrigen ist diplomatischer 
Schutz immer von dem zeit- und geldintensiven Verfahren der Erschöpfung des in-

                                              
8  Zu den Zahlenangaben siehe z.B. Happ, Schiedsverfahren zwischen Staaten und Investoren, 37 ff. 
9  Hierzu Weltbank Jahresbericht 2002, 3 ff. 
10  Im Überblick zur rechtlichen Konstruktion und Bedeutung von Investitions- und Investitions-

schutzverträgen Herdegen, Internationales Wirtschaftsrecht, § 19 Rdnr. 1 ff.; Lowenfeld, Internati-
onal Economic Law, 391 ff. 

11  Obadia, ICSID, Investment Treaties and Arbitration: Current and Emerging Issues. 
12  Zu den gescheiterten Bemühungen im Rahmen der OECD siehe Böhmer, GYIL 41 (1998), 267 

ff. 
13  Zum diplomatischen Schutz im Überblick Hailbronner, in: Graf Vitzthum (Hrsg.), Völkerrecht, 

3. Abschn. Rn. 113 ff. 
14  Zu den nachfolgend genannten Problemen siehe z.B. Happ, Schiedsverfahren zwischen Staaten 

und Investoren, 72 ff. m.w.N. 
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nerstaatlichen Rechtsweges abhängig. Ein Anspruch auf die Ausübung diplomatischen 
Schutzes besteht ohnehin nicht. 

Der Verweis auf die Möglichkeit des diplomatischen Schutzes kann damit insge-
samt für ein Wirtschaftsunternehmen, das Auslandsinvestitionen tätigt, nicht befrie-
digen. Um effektiven Rechtsschutz im Bereich der Auslandsinvestitionen zu gewähr-
leisten, bedarf es daher eines Rechtsschutzverfahrens außerhalb des klassischen diplo-
matischen Schutzes. Entscheidend ist dabei, dass Investor und Gaststaat unmittelbar 
als Streitparteien ein rechtlich geordnetes Verfahren einleiten können. Ein solches 
Verfahren muss zudem, um den Interessen des Investors gerecht zu werden, unabhän-
gig von der nationalen Rechtsordnung des Gaststaates durchgeführt werden können. 
Es bleibt damit nur die Möglichkeit, internationale Investitionsschutzverfahren als 
gemischte Streitbeilegung zwischen Gaststaat und Investor zu etablieren. Solche Staat-
Investor-Streitbeilegungsverfahren gibt es heute zunehmend im internationalen Sys-
tem. Neben den sogleich zu behandelnden Verfahren nach der ICSID-Konvention 
und dem Energiechartavertrag ist hier insbesondere auf das Verfahren nach Kapitel 11 
NAFTA,

15

 die Staat-Investor-Streitbeilegung nach dem so genannten Colonia-
Protokoll von 1994 der Vertragsparteien  des Mercosur-Abkommens (Argentinien, 
Brasilien, Paraguay und Uruguay)

16

 und nach entsprechenden Bestimmungen des 
Freihandelsabkommens zwischen Kolumbien, Mexiko und Venezuela

17

 hinzuweisen. 

C. ICSID 

Das International Centre for the Settlement of Investment Disputes wurde Mitte 
der 1960er Jahre im Rahmen der Weltbankgruppe eingerichtet. Angesichts der zu-
nehmenden Bedeutung von Auslandsinvestitionen und der Notwendigkeit eines dies-
bezüglich effektiven Rechtsschutzes beauftragte im Jahre 1964 das Weltbankdirekto-
rium die 20 Exekutivdirektoren der Weltbank mit der Ausarbeitung einer Konvention 
zur Streitbeilegung im Investitionsschutzbereich. Ein entsprechender Entwurf einer 
Konvention von den Exekutivdirektoren wurde Ende 1964 in einem Rechtsausschuss, 
der aus Vertretern von 61 Mitgliedstaaten der Weltbank bestand, beraten und von 
den Exekutivdirektoren dann bereits am 18. März 1965 abschließend zur Unterzeich-
nung vorgelegt. Schon eineinhalb Jahre später, am 14. Oktober 1966, trat die Kon-
vention über das International Centre for the Settlement of Investment Disputes in 
Kraft.

18

 
Institutionell ist das ICSID der Weltbankgruppe zugeordnet. Völkerrechtlich 

handelt es sich allerdings um eine eigenständige internationale Institution. Im April 

                                              
15  Hierzu z.B. Soloway, Journal of International Arbitration 16 (Nr. 2, 1999), 1 ff.; Vanduzer, The 

Canadian Yearbook of International Law 35 (1997), 263 ff.; Collier/Lowe, The Settlement of Dis-
putes in International Law, 113 ff. 

16  Hierzu Sacerdoti, RdC 269 (1997), 251 (426). 
17  Informationen hierzu erhältlich im Internet: <http://www.sice.oas.org/cp_bits/english99/G3.asp> 

(besucht am 9. Januar 2003). 
18  Zur Geschichte siehe Amerasinghe, in: Bernhardt (Hrsg.), EPIL, Vol. II, 1447 ff.; Lörcher, Neue 

Verfahren der internationalen Streiterledigung in Wirtschaftssachen, 159; Schreuer, The ISCID 
Convention, 1 ff. 
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des Jahres 2002 hatten 150 Staaten die Konvention unterzeichnet; 134 Staaten waren 
völkerrechtlich durch Ratifikation an sie gebunden.

19

 
Das ICSID hat zwei Organe, den Verwaltungsrat und das Sekretariat.

20

 Im Ver-
waltungsrat sind die Vertreter der Vertragsstaaten vertreten. Den Vorsitz des Verwal-
tungsrates hat ex officio der Präsident der Weltbank inne. Die wesentliche Aufgabe des 
Verwaltungsrates besteht darin, das Sekretariat des ICSID zu überwachen und grund-
legende Entscheidungen zu treffen. Das Sekretariat mit Sitz in Washington, D.C., 
wird von einem Generalsekretär geleitet, der mit der Möglichkeit der Wiederwahl auf 
sechs Jahre ernannt wird. Aufgabe des Sekretariates ist es, Dienstleistungen für Investi-
tionsstreitverfahren zur Verfügung zu stellen. Das geschieht in erster Linie durch die 
Verwaltung eines Vermittler- und Schiedsrichterverzeichnisses. In diesem Verzeichnis 
sind die Personen aufgeführt, die als Vermittler und Schiedsrichter in Investitions-
streitverfahren in Betracht kommen. Jeder Mitgliedsstaat des ICSID kann als Vermitt-
ler und Schiedsrichter jeweils vier Personen benennen. Diese müssen, wie es in Art. 14 
Abs. 1 ICSID heißt, „of high moral character and recognized competence in the fields 
of law, industry or finance, who may be relied upon to exercise independent judg-
ment“ sein. Zusätzlich zu den von den Vertragsstaaten benannten Personen benennt 
der Präsident der Weltbank 10 mögliche Vermittler bzw. Schiedsrichter. Insgesamt 
umfasst die Liste der Vermittler und Schiedsrichter beim ICSID heute 454 Personen.

21

 
Bevor das Verfahren der Beilegung von Investitionsstreitigkeiten nach der ICSID-

Konvention näher dargelegt wird, ist kurz auf dessen heutige Bedeutung einzugehen. 
Das ICSID fand lange Zeit im internationalen System nur wenig Beachtung. Das hat 
sich heute grundlegend geändert. Während noch vor 10 Jahren nur ca. 500 bilaterale 
Investitionsschutzverträge existierten, gibt es, wie bereits erwähnt, heute fast 2000. 
Über 900 dieser bilateralen Investitionsschutzverträge enthalten eine Schiedsklausel, 
die eine Zuständigkeit eines Schiedsgerichtes nach den Regeln der ICSID-Konvention 
begründet. Von 1966 bis 1993 kam es zu insgesamt 27 Verfahren nach der ICSID-
Konvention. Seit 1998 wird im Durchschnitt pro Monat ein neuer Fall bei dem IC-
SID registriert. Im Jahre 2001 waren insgesamt 14 neue Fälle anhängig. Die Mehrzahl 
dieser Verfahren erfolgt auf der Grundlage von Schiedsklauseln in bilateralen Investi-
tionsschutzverträgen. Weitere Verfahren werden nach Schiedsklauseln in konkreten 
gemischten Staat-Investor-Verträgen sowie nach Kapitel 11 NAFTA unterbreitet. 
Schon vor diesem tatsächlichen Hintergrund zeigt sich die Bedeutung, die heute dem 
ICSID zukommt.

22

 
Die ICSID-Konvention sieht drei unterschiedliche Verfahren zur Beilegung von 

Investitionsstreitigkeiten vor: das Vergleichsverfahren, das normale Schiedsverfahren 
und das so genannte „additional facility“-Verfahren.

23

 Während das normale Schieds-

                                              
19  Aktuelle Zahlen erhältlich im Internet: <http://www.worldbank.org/icsid/constate/c-states-

en.htm> (besucht am 9. Januar 2003). 
20  Zur institutionellen Struktur des ICSID siehe z.B. Collier/Lowe, The Settlement of Disputes in 

International Law, 60 ff. 
21  Eine aktuelle Liste ist erhältlich im Internet: <http://www.worldbank.org/icsid/pubs/icsid-

10/icsid-10.htm> (besucht am 9. Januar 2003). 
22  Zur wachsenden quantitativen und qualitativen Bedeutung des ICSID siehe Obadia, ICSID, In-

vestment Treaties and Arbitration: Current and Emerging Issues. 
23  Zu den Verfahren im Überblick Lörcher, Neue Verfahren der internationalen Streiterledigung in 

Wirtschaftssachen, 162 ff.; Collier/Lowe, The Settlement of Disputes in International Law, 68 ff. 
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verfahren und das „additional facility“-Verfahren auf eine verbindliche Entscheidung 
ausgerichtet sind, kommt es bei dem Vergleichsverfahren nur zu einer unverbindli-
chen Empfehlung an die Streitparteien durch eine Vergleichskommission. Das Ver-
gleichsverfahren wurde bislang nur selten eingesetzt und soll daher hier nicht Gegens-
tand weiterer Betrachtung sein. 

Das ordentliche Schiedsverfahren nach der ICSID-Konvention richtet sich nach 
den Artikeln 36 bis 55 des Übereinkommens. Die Zuständigkeit eines Schiedsgerich-
tes, das für einen Streitfall nach den Regeln der Konvention eingerichtet wird, ist ge-
geben, wenn der Gaststaat des Investors und sein Heimatstaat die Konvention ratifi-
ziert haben (Art. 25 ISCID Konvention). Überdies muss eine konkrete Zustimmung 
zu einem Schiedsverfahren nach den Regeln des ICSID vorliegen. Eine solche 
Schiedsverfahrenszustimmung kann nach drei Möglichkeiten erfolgen:

24

 Zunächst 
kann in einem konkreten Investitionsvertrag zwischen Gaststaat und Investor eine 
Schiedsklausel mit Verweis auf das ICSID enthalten sein. Weiterhin sehen zahlreiche 
nationale Investitionsgesetze vor, dass Streitverfahren nach den Regeln des ICSID 
behandelt werden. Schließlich enthalten, wie bereits erwähnt, heute ca. 900 bilaterale 
Investitionsschutzverträge allgemeine Schiedsklauseln, die sich auf das Verfahren nach 
der ICSID-Konvention beziehen. Soweit eine entsprechende Zustimmung zu einem 
Schiedsverfahren nach den ICSID-Regeln vorliegt, kann ein Investor durch einseiti-
gen Antrag das Verfahren einleiten. Das gilt allerdings nur, wie bereits hervorgehoben, 
für Unternehmen, die nicht die Staatszugehörigkeit des Gaststaates sondern eines drit-
ten Staates besitzen. Da viele Staaten bei Auslandsinvestitionen verlangen, dass diese 
in der Rechtsform einer innerstaatlichen Gesellschaft durchgeführt werden, und damit 
eigentlich ein internationales Investitionsschutzverfahren ausgeschlossen wäre, ist in 
der ICSID-Konvention die so genannte „foreign control”-Klausel enthalten. Nach 
Art. 25 Abs. 2 lit. b) ICSID können Gaststaat und Investor übereinkommen, dass 
eine inländische Investitionsgesellschaft als ausländische Person angesehen wird. Nach 
der neueren Entscheidungspraxis von Schiedsgerichten wird diese Bestimmung exten-
siv dahingehend ausgelegt, dass auch eine implizite Zustimmung des Gaststaates die 
Voraussetzungen der „foreign control“-Klausel erfüllt.

25

 
Inhaltlich richtet sich die Zuständigkeit eines ICSID-Schiedsgerichtes auf Strei-

tigkeiten über „Investitionen“. Der Begriff der Investition wird in der Konvention 
nicht definiert. In der Schiedsgerichtspraxis hat sich eine weite Auslegung durchge-
setzt. So werden umfassend Lizenz-, Know-how-, Transfer- und Anlagenbauverträge 
sowie Joint Venture aller Art vom Investitionsbegriff umfasst.

26

 Rechtlicher Maßstab 
für die Überprüfung investitionsrelevanter staatlicher Maßnahmen kann dabei das 
innerstaatliche Recht oder das Völkerrecht sein. Nach dem Grundsatz der freien 
Rechtswahl steht es den Streitparteien frei, über das anzuwendende Recht zu bestim-

                                              
24  Collier/Lowe, The Settlement of Disputes in International Law, 63 f. 
25  Ausführlich Collier/Lowe, The Settlement of Disputes in International Law, 65 ff.; auch Schreuer, 

ISCID Convention, Art. 25 ICSID, Rn. 80; sowie aus jüngerer Zeit Autopista Concesionada de 
Venezuela, C.A. v. Bolivarian Republic of Venezuela, Case No. ARB/00/5, erhältlich im Internet: 
<http://www.worldbank.org/icsid/cases/awards.htm> (besucht am 9. Januar 2003). 

26  Ausführlich Schreuer, ISCID Convention, Art. 25, Rn. 80; Lörcher, Neue Verfahren der internati-
onalen Streiterledigung in Wirtschaftssachen, 171 ff. m.w.N. 
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men.
27

 In der Praxis kommt bei den meisten Schiedsverfahren innerstaatliches Recht 
zur Anwendung. Zum Teil werden die Schiedsverfahren aber auch auf der Grundlage 
des Völkerrechts vollzogen. 

Ein ganz zentrales Prinzip des ICSID-Verfahrens zeigt sich mit Blick auf die 
Rechtswirkungen eines Schiedsspruches. Nach dem Grundsatz der Ausschließlichkeit 
des ICSID-Verfahrens (Art. 53 ICSID-Konvention) darf in einer konkreten Streitsa-
che keine andere Rechtsschutzmöglichkeit, z.B. vor nationalen Gerichten oder im 
Wege des diplomatischen Schutzes, gesucht werden. Überdies dürfen Entscheidungen 
eines ICSID-Schiedsgerichtes nicht durch nationale oder internationale Gerichte ü-
berprüft werden (vgl. Art. 53 ICSID).

28

 Schließlich erkennen die Vertragsstaaten der 
ICSID-Konvention die Verbindlichkeit der Schiedssprüche im Hinblick auf das nati-
onale Vollstreckungsverfahren an. Innerstaatlich darf nur die Echtheit des Schieds-
spruches geprüft werden. Soweit diese gegeben ist, muss nach innerstaatlichem Recht 
die Vollstreckungsklausel erteilt werden (vgl. Art. 54 ICSID). Eine Möglichkeit der 
Überprüfung eines Schiedsspruches – z.B. im Hinblick auf den ordre public – ist nicht 
gegeben. Gewisse Einschränkungen erfährt diese umfassende res iudicata-Wirkung der 
ICSID-Schiedssprüche nur durch einen Verweis in Art. 55 ICSID darauf, dass die 
Vertragsstaaten ihre nationalen Rechtsgrundsätze über die Staatenimmunität anwen-
den können. Da es hierzu aber keine bedeutende Praxis gibt, lässt sich eine negative 
Beeinträchtigung der Effektivität der Schiedssprüche durch diesen Immunitätsvorbe-
halt nicht feststellen.

29

 
Die Ausschließlichkeit der ICSID-Verfahren bedingt auch, dass Rechtsmittel ge-

gen die Schiedssprüche nicht gegeben sind. Allerdings ist als Rechtsbehelf ein Aufhe-
bungsverfahren vorgesehen. Nach Art. 52 ICSID kann eine Streitpartei die Aufhe-
bung eines Schiedsspruches aus einem der folgenden Gründe begehren: (a) nicht ord-
nungsgemäße Bildung des Gerichts; (b) offensichtliche Überschreitung der Befugnisse 
des Gerichts; (c) Bestechung eines Mitglieds des Gerichts; (d) schwerwiegende Abwei-
chung von einer grundlegenden Verfahrensvorschrift; und (e) Fehlen der Begründung 
des Schiedsspruches. Die Auslegung dieser Vorschrift hat in der jüngeren Vergangen-
heit zu einigen Schwierigkeiten geführt. Namentlich einem Verfahren zwischen der 
Klöckner Industrie-Anlagen GmbH und Kameroon aus den Jahren 1981 und 1984

30

 
kam es zu einer recht weiten Auslegung der Aufhebungsgründe. Der mit dem Aufhe-
bungsantrag befasste Ad-hoc-Ausschuss urteilte, dass letztlich jede Verletzung von 
Vorschriften der ICSID-Konvention einen Aufhebungsgrund darstellt. Die durch 
diesen Spruch begründete Rechtsunsicherheit konnte erst im Jahre 1989 durch eine 

                                              
27  Siehe Art. 42 ICSID-Konvention; sowie z.B. Chukwumerije, Journal of International Arbitration 

14 (Nr. 3, 1997), 79 ff. 
28  Hierin besteht der wesentliche Unterschied zum so genannten additional facility-Verfahren, siehe 

Lörcher, Neue Verfahren der internationalen Streiterledigung in Wirtschaftssachen, 165. Das addi-
tional facility-Verfahren ist seit 1978 geregelt in: Rules Governing the Additional Facility for the 
Administration of Proceedings by the Secretariat of the International Centre for Settlement of In-
vestment Disputes (Additional Facility Rules), erhältlich im Internet: 
<http://www.worldbank.org/icsid/facility/facility.htm> (besucht am 9. Januar 2003). 

29  Insgesamt hierzu Lörcher, Neue Verfahren der internationalen Streiterledigung in Wirtschaftssa-
chen, 506 ff. m.w.N. 

30  Einzelheiten hierzu bei Collier/Lowe, The Settlement of Disputes in International Law, 71 ff. 
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deutlich restriktivere und den Wortlaut des Art. 52 ICSID berücksichtigende ableh-
nende Aufhebungsentscheidung ausgeräumt werden.31 

Dessen ungeachtet kommt es allerdings in jüngerer Zeit zunehmend zu Aufhe-
bungsverfahren nach Art. 52 ICSID.

32

 Das mag man unter Verweis auf die grundle-
gende Wertentscheidung in der ICSID-Konvention dahingehend, dass nur in beson-
deren Ausnahmefällen ein Rechtsbehelf gegen schiedsgerichtliche Entscheidungen 
möglich sein soll, bedauern. Jedoch ist dabei zu bedenken, dass es mit der stetigen 
Zunahme von ICSID-Verfahren zwangsläufig zu mehr Aufhebungsverfahren kom-
men muss. Überdies kann durch das Aufhebungsverfahren durchaus auch auf das 
rechtsstaatliche Gebot effektiven Rechtsschutzes reagiert werden. Insofern stellt sich 
das Aufhebungsverfahren als Bestandteil der Konstitutionalisierung des Staat-Investor-
Schiedsgerichtswesens dar. 

Insgesamt zeigt sich damit eine weitreichende ökonomische und rechtliche Bedeu-
tung des ICSID. Das von ihm administrierte Verfahren gewährt Investoren weitrei-
chende Rechtssicherheit mit Blick auf ökonomisch bedeutungsvolle Investitionen. Da 
auch die Staaten ein Interesse an Investitionen haben, sind sie zunehmend bereit, eine 
transaktionskostensenkende Rechtssicherheit für Investoren durch ICSID-
Zuständigkeitsvereinbarungen zu begründen. 

D. Energiechartavertrag 

Ein relativ junges Verfahren zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten wurde 
durch den so genannten Energiechartavertrag begründet. Der Energiechartavertrag 
wurde nach dem Systemwechsel in Osteuropa in den Jahren nach 1990 erarbeitet. 
Politisches und wirtschaftliches Ziel des Vertrages sollte es sein, eine stabile Energie-
versorgung in und aus den osteuropäischen Staaten zu sichern.

33

 Der Energiechartaver-
trag wurde am 17. Dezember 1994 verabschiedet. Nach Unterzeichnung und Ratifi-
kation durch heute 45 Staaten trat er im April 1998 in Kraft.

34

 Inhaltlich regelt der 
Vertrag insbesondere den Handel mit Energieprodukten (Teil II), den Schutz auslän-
discher Investoren im Energiebereich (Teil III), Einzelfragen u.a. zu Umweltschutz 
und Steuern (Teil IV) sowie die Beilegung von Investitionsstreitigkeiten (Teil V). In-
stitutionell wurde durch den Vertrag die Energy Charter Conference (ECC) begrün-
det, die als internationale Organisation einzustufen ist.

35

 
Der Energiechartavertrag ist nicht nur unter verfahrensrechtlichen Gesichtspunk-

ten im Hinblick auf die Beilegung von Investitionsstreitigkeiten von Interesse, son-
dern – hiermit im Zusammenhang stehend – auch mit Blick auf seine materiellen 
Investitionsschutzvorschriften. Der vom Vertrag verwandte Investitionsbegriff ist ü-
beraus weit gefasst. Investitionen sind alle Vermögenswerte, die im Eigentum oder 
unter direkter oder indirekter Kontrolle eines Investors stehen (Art. 1 Abs. 6 ECT). 
                                              
31  Maritime International Nominees Establishment v. Government of the Republic of Guinea, ad 

hoc Committee Decision of  22 December 1989, ICSID Reports 4, 79 (86). 
32 Siehe den jeweils aktuellen Überblick zum Stand der ICSID-Verfahren im Internet unter: 

<http://www.worldbank.org/icsid/cases/pending.htm> (besucht am 9. Januar 2003). 
33  Ausführlich hierzu Doré, in: Wälde (Hrsg.), The Energy Charter Treaty, 137 ff. 
34 BGBl. 1997 II, 4 ff.; ILM 34 (1995), 381 ff. 
35 Ausführlich Happ, Schiedsverfahren zwischen Staaten und Investoren, 117 ff. 
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Beispielhaft aufgeführt werden diesbezüglich Rechte unter Konzessionen aus gültigen 
Verträgen mit Regierungen und unterstaatlichen Stellen, Exporterlaubnisse, Nut-
zungsrechte für Pipelines, Anteile an Firmen sowie Schulden und Gewinne. Sachlich 
wird dabei jede so zu verstehende Investition geschützt, die sich auf wirtschaftliche 
Aktivitäten im Energiesektor bezieht (vgl. Art. 1 Abs. 5 ECT). Der Schutzstandard für 
Investitionen wird umschrieben als „fair and equitable treatment“36 und „most 
constant protection and security“. Dieser weite Schutzstandard wird durch die Ver-
pflichtungen zur Inländergleichbehandlung und zur Meistbegünstigung ergänzt. Ü-
berdies ist explizit festgelegt, dass konkrete Investitionsverträge zwischen Staat und 
Investor einzuhalten sind.

37

 
Wenn es zu Streitigkeiten über die Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Ener-

giechartavertrag kommt, steht insbesondere dem Investor das Streitbeilegungsverfah-
ren nach Art. 26 ECT zur Verfügung. Zulässigkeitsvoraussetzung ist dabei zunächst, 
dass eine Streitigkeit zwischen einem Mitgliedstaat und einem Investor aus einem an-
deren Vertragsstaat vorliegt. Sie muss sich auf die behauptete Verletzung von Ver-
pflichtungen aus Teil III Energiechartavertrag, der die materiellen Schutzstandards für 
Investitionen regelt, beziehen. Soweit diese Voraussetzungen erfüllt sind, steht das 
Streitbeilegungsverfahren dem Grunde nach offen. 

Vor Einleitung eines Schiedsgerichtsverfahrens müssen Staat und Investor zu-
nächst Verhandlungen aufnehmen. Erst nach einer solchen dreimonatigen Verhand-
lungsphase, die als cooling-off-Periode bezeichnet werden kann,

38

 kann ein förmliches 
Streitbeilegungsverfahren eingeleitet werden. Dabei können die nachfolgenden Wege 
alternativ gewählt werden: Der Investor kann die Verwaltungsgerichtsbarkeit des 
Gaststaates anrufen, also den innerstaatlichen Rechtsweg beschreiten (Art. 26 Abs. 2 
lit. a) ECT). Weiterhin kann er einen Streitbeilegungsmechanismus anrufen, den er 
und der Gaststaat vertraglich vereinbart haben (Art. 26 Abs. 2 lit. b) ECT). Schließ-
lich kann der Investor ein sonstiges Schiedsverfahren einleiten, wobei vier Möglichkei-
ten bestehen (vgl. Art. 26 Abs. 2 lit. c) ECT): ein Schiedsverfahren nach den Regeln 
des ICSID bzw. nach den additional-facility-Regeln des ICSID, wenn nur eine Ver-
tragspartei Mitglied des ICSID ist; ein ad-hoc-Verfahren nach den UNCITRAL-
Schiedsregeln

39

; sowie ein Verfahren vor dem Schiedsgericht der Stockholmer Han-
delskammer.

40

 Der Energiechartavertrag nimmt damit nahezu umfassend Bezug auf 
die gegenwärtig wichtigsten Regelungen des internationalen Schiedsverfahrensrechts.  

Prozessual ist als Besonderheit des Schiedsverfahrensrechts des Energiechartaver-
trages hervorzuheben, dass im Gegensatz zum dargestellten Verfahren nach den Re-
geln des ICSID keine konkrete Schiedsvereinbarung zwischen Staat und Investor 
notwendig ist. Die Vertragsstaaten haben durch Art. 26 Abs. 3 ECT bereits ihre Zu-
stimmung zu einem Schiedsverfahren gegeben. Im Ergebnis besteht damit ein echtes 

                                              
36  Zu diesem allgemeinen investitionsrechtlichen Schutzstandard ausführlich Vasciannie, The British 

Yearbook of International Law 70 (1999), 99 ff. 
37 Insgesamt zum Investitionsschutz nach dem ECT Happ, Schiedsverfahren zwischen Staaten und 

Investoren, 122 ff. m.w.N. 
38 Happ, Schiedsverfahren zwischen Staaten und Investoren, 130 („Abkühlungsfrist“). 
39 UNCITRAL Arbitration Rules 1976, GA-Res. 31/98 v. 15.12.1976, erhältlich im Internet: 

<http://www.uncitral.org/english/texts/arbitration/arb-rules.htm> (besucht am 9. Januar 2003). 
40 Hierzu z.B. Lionnet, Handbuch der internationalen und nationalen Schiedsgerichtsbarkeit, 363 ff. 
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Klagerecht eines Investors. Er kann ohne Zustimmung des Gaststaates für diesen 
rechtlich verpflichtend ein Schiedsverfahren durch Antrag einleiten. Damit korres-
pondiert der weite materielle Investitionsschutz, den der Energiechartavertrag zu 
Gunsten privater Investoren vorsieht, mit einer entsprechenden prozeduralen Absiche-
rung. Eine sonst im internationalen Bereich oftmals notwendige Erschöpfung des in-
nerstaatlichen Rechtsweges wird dabei nicht gefordert.

41

 
Rechtlicher Maßstab in einem Schiedsgerichtsverfahren nach Art. 26 ECT sind 

der Vertrag sowie anwendbare Normen und Prinzipien des internationalen Rechts 
(Art. 26 Abs. 4 ECT). Die Entscheidungen sind verbindlich und nicht mehr anfecht-
bar, auch nicht vor innerstaatlichen Gerichten (Art. 26 Abs. 8 ECT). Die Vollstre-
ckung der Schiedsentscheidungen richtet sich nach der gewählten Verfahrensart, also 
entweder direkt nach den Vorschriften des ICSID oder nach dem New Yorker Voll-
streckungsübereinkommen von 1958. Bislang kam es zu einem abgeschlossenen Ver-
fahren nach dem Energiechartavertrag;42 ein weiteres Verfahren ist zurzeit anhängig. 

Insgesamt handelt es sich bei dem Staat-Investor-Streitverfahren nach dem Ener-
giechartavertrag um ein überaus fortschrittliches System gemischter internationaler 
Streitbeilegung. Durch den Verzicht auf eine konkrete Schiedsvereinbarung und das 
damit letztlich einseitige Klagerecht eines Investors erfährt dieser als Privatrechtssub-
jekt eine beachtliche völkerrechtliche Anerkennung. Hierauf ist noch zurückzukom-
men. 

E. Schiedsgerichtsbarkeit, Vertraulichkeit und NGOs 

Einige kurze Anmerkungen sind noch zu aktuellen Entwicklungen im investiti-
onsschutzbezogenen Streitbeilegungsrecht zu machen. Angesichts der beschriebenen 
Attraktivität dieser Verfahren sowie der zunehmenden Einräumung der Möglichkeit 
ihrer Inanspruchnahme zu Gunsten von Investoren haben sie in den letzten Jahren 
eine rege öffentliche Aufmerksamkeit, insbesondere von Seiten einiger Nichtregie-
rungsorganisationen (NGOs), erfahren. Das ist allerdings nicht in einem allgemeinen 
völkerrechtlichen bzw. weltwirtschaftsrechtlichen Interesse der NGOs begründet, 
sondern ist im Zusammenhang mit Umweltschutzgesichtspunkten zu sehen. Es gab in 
jüngerer Zeit mehrere Schiedsgerichtsverfahren, insbesondere nach den Regeln des 
ICSID in Verbindung mit Kapitel 11 NAFTA, die staatliche Umweltschutzmaßnah-
men zum Gegenstand hatten. Verschiedene Investoren versuchten dabei, staatliche 
Umweltschutzmaßnahmen, die sie in ihrer wirtschaftlichen Betätigung behindern, 
unter Enteignungsgesichtspunkten anzugreifen.

43

 Angesichts der weiten völkerrechtli-
chen Investitions- und Enteignungsbegriffe ist dies nicht abwegig. Auf Einzelheiten 
der rechtlichen Bewertung des Spannungsverhältnisses zwischen völkerrechtlichem 
Investitionsschutz und Umweltschutzmaßnahmen soll hier nicht eingegangen wer-

                                              
41 Hierzu auch Happ, Schiedsverfahren zwischen Staaten und Investoren, 131 ff. 
42  Hierzu Happ, RdE 2002, 39 ff. 
43 Siehe insbesondere die Verfahren Ethyl Corporation v. The Government of Canada (NAF-

TA/UNCITRAL) aus dem Jahre 1998 und Methanex Corporation v. United States of America 
aus dem Jahre 2000; hierzu sowie insgesamt zur Problematik Wälde/Kolo, Multilateral Investment 
Treaties; dies., International and Comparative Law Quarterly 50 (2001), 811 ff.; Gaines, in: Kir-
ton/Maclaren (Hrsg.), Linking Trade, Environment and Social Cohesion, 103 ff. 
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den.
44

 In dem hier zu betrachtenden Zusammenhang ist nur auf die Auswirkungen der 
beschriebenen Rechtsentwicklung auf das Schiedsverfahren in gemischten, Staat und 
Privatinvestor betreffenden Streitverfahren hinzuweisen.  

Ein wesentlicher Vorteil der privaten und gemischten internationalen Schiedsge-
richtsbarkeit liegt in ihrer Vertraulichkeit begründet.

45

 Nach den einschlägigen Verfah-
rensordnungen ist grundsätzlich, d.h. vorbehaltlich einer gesonderten Vereinbarung 
der Parteien, keine Öffentlichkeit im Schiedsverfahren zugelassen. Vor dem Hinter-
grund sensibler Wirtschaftsinformationen, die in Schiedsverfahren regelmäßig zum 
Verfahrensgegenstand werden, ist dies verständlich und sinnvoll.

46

 
Der Vertraulichkeitsgrundsatz ist allerdings mit Blick auf das zunehmende gesell-

schaftlich-politische Interesse an Schiedsverfahren, insbesondere soweit sie Umwelt-
schutzgesichtspunkte betreffen, in jüngerer Zeit einer harten Belastungsprobe ausge-
setzt. Ausgehend von Forderungen verschiedener NGOs, Schiedsverfahren transpa-
renter und der Öffentlichkeit zugänglicher zu gestalten, haben vereinzelt auch Streit-
parteien diesbezügliche Forderungen gestellt. Das wurde in jüngerer Zeit insbesondere 
in den Staat-Investor-Schiedsverfahren nach Kapitel 11 NAFTA relevant, die sich 
regelmäßig nach den additional facility-Regeln des ICSID richten. In verschiedenen 
solcher Verfahren, die u.a. Umweltschutzfragen betrafen, kam es zu Auseinanderset-
zungen über die Anwendung des US-amerikanischen Freedom of Information Act.

47

 
Nach diesem Gesetz könnte u.a. ein Anspruch gegen die US-amerikanische Regierung 
auf Veröffentlichung von Dokumenten aus Streitbeilegungsverfahren bestehen. Da 
das Verhältnis der gesetzlichen Regelung und des schiedsverfahrensrechtlichen Ver-
traulichkeitsgrundsatzes unklar war, wurde eine autoritative Interpretation der Free 
Trade Commission nach dem NAFTA-Vertrag

48

 notwendig. Die Free Trade Commis-
sion entschied am 31. Juli 2001, dass “NAFTA Parties agree that nothing in the rele-
vant arbitral rules imposes a general duty of confidentiality or precludes the Parties 
from providing public access to documents submitted to, or issued by, Chapter Eleven 
tribunals, apart from the limited specific exceptions set forth expressly in those rules”.

49

 
Damit zeigt sich eine deutliche Relativierung des althergebrachten Vertraulichkeits-
grundsatzes im Schiedsverfahrensrecht. Es bleibt abzuwarten, ob und gegebenenfalls 
inwieweit sich die beschriebene Entwicklung im Staat-Investor-Streitverfahren nach 
dem NAFTA-Vertrag auf andere Investitionsschutzschiedsverfahren auswirken wird. 

                                              
44 Siehe Anm. 43 sowie Tietje, in: Breuer (Hrsg.), Umweltschutz und Versorgungssicherheit (im 

Erscheinen); und die Beiträge in: The International Bureau of the Permanent Court of Arbitration 
(Hrsg.), International Investments and Protection of the Environment – The Role of Dispute Re-
solution Mechanisms, 2001; Soloway, in: Kirton/Maclaren (Hrsg.), Linking Trade, Environment 
and Social Cohesion, 131 ff.; von Moltke, in: Kirton/Maclaren (Hrsg.), Linking Trade, Environ-
ment and Social Cohesion, 145 ff. 

45 Trakman, Arbitration International 18 (2002), 1 ff.; Oberhammer, in: Fasching/Gaul/Georgiades/ 
Nakamura (Hrsg.), Festschrift Beys (im Erscheinen). 

46 Umfassend zum Vertraulichkeitsgrundsatz im internationalen Schiedsverfahrensrecht Oberham-
mer, in: Fasching/Gaul/Georgiades/Nakamura (Hrsg.), Festschrift Beys (im Erscheinen). 

47 The Freedom of Information Act, 5 U.S.C. § 552, As Amended By Public Law No. 104-231, 110 
Stat. 3048. 

48 Zur diesbezüglichen Kompetenz der Free Trade Commission siehe Art. 2020 NAFTA; Col-
lier/Lowe, The Settlement of Disputes in International Law, 115. 

49 Zum Zitat und insgesamt zum Problem siehe Obadia, ICSID, Investment Treaties and Arbitra-
tion: Current and Emerging Issues. 
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F. Gemischte Investitionsschutzverfahren und Völkerrechtssubjektivität transnati-
onaler Unternehmen 

Abschließend sei darauf hingewiesen, dass sich mit der zunehmenden rechtlichen 
Verbreitung und tatsächlichen Inanspruchnahme von gemischten Investitionsschieds-
verfahren immer deutlicher die Frage stellt, ob den beteiligten privaten Wirtschafts-
subjekten, d.h. in der Regel transnationalen Unternehmen, Völkerrechtssubjektivität 
zukommt.50 Da das Völkerrecht keinen numerus clausus von Rechtssubjekten kennt,

51

 
hängt die Völkerrechtssubjektivität von Akteuren neben den Staaten davon ab, ob 
ihnen entsprechende eigenständige Rechtspositionen völkerrechtlich zugewiesen sind. 
Für das Individuum ist dies bekanntlich insbesondere durch die Klagemöglichkeit 
nach der Europäischen Menschenrechtskonvention der Fall.

52

 Eine prozedurale Absi-
cherung völkerrechtlicher Rechtspositionen ist zwar nicht zwingende Voraussetzung 
der Begründung von Rechtssubjektivität, es handelt sich hierbei aber regelmäßig um 
ein ganz wesentliches Indiz.

53

  
Betrachtet man vor diesem Hintergrund das ICSID-Verfahren, lässt sich eine 

unmittelbare Rechtszuweisung an transnationale Unternehmen nicht abschließend 
begründen. Da die Einleitung eines Verfahrens nach den Regeln des ICSID regelmä-
ßig von der konkreten Zustimmung des betroffenen Staates abhängt, ist eine unbe-
dingte Rechtssubjektivität noch nicht abschließend gegeben.

54

 
Mit Blick auf den Energiechartavertrag spricht allerdings einiges dafür, diesbezüg-

lich zu einem anderen Ergebnis zu kommen. Die bedingungslose Gewährung eines 
Schiedsverfahrensrechts an private Investoren durch die Vertragsstaaten des Energie-
chartavertrages begründet eine klare völkerrechtliche Rechtsposition. Sie unterscheidet 
sich in ihrer Wirkung kaum von der Klagemöglichkeit von Individuen nach der 
EMRK. Überdies ist neben der prozeduralen Rechtsgewährung auch festzustellen, 
dass die Investitionsschutzbestimmungen des Energiechartavertrages in weiten Berei-
chen unmittelbar anwendbar sind, also unmittelbar wirkende Rechtspositionen zu 
Gunsten von Privatrechtssubjekten begründen. Damit spricht vieles für die Anerken-
nung der Völkerrechtssubjektivität von privaten Wirtschaftssubjekten durch den E-
nergiechartavertrag.

55

 

G. Ausblick 

Die Proliferation internationaler Streitbeilegungsverfahren ist wesentliches Kenn-
zeichen einer unübersehbaren Verrechtlichung des internationalen Systems. Insbeson-
                                              
50  Allgemein zur Völkerrechtssubjektivität transnationaler Unternehmen jüngst 

Dahm/Delbrück/Wolfrum, Völkerrecht, Bd. I/2, 243 ff. 
51 Nowrot, Indiana Journal of Global Legal Studies 6 (1999), 579, 621; ähnlich auch 

Dahm/Delbrück/Wolfrum, Völkerrecht I/1, 23. 
52 Statt vieler Epping, in: Ipsen (Hrsg.), Völkerrecht, § 7 Rn. 7. 
53 Zu Diskussion und vertretenen Gegenpositionen Happ, Schiedsverfahren zwischen Staaten und 

Investoren, 154 ff. m.w.N. 
54 Hierzu auch Hobe, IPRax 2002, 249 (251) m.w.N. 
55 Ausführlich Happ, Schiedsverfahren zwischen Staaten und Investoren, 138 ff; anders, allerdings 

ohne Berücksichtigung des Energiechartavertrages, Hailbronner, in: Graf Vitzthum (Hrsg.), 
Völkerrecht, 3. Abschn. Rn. 45. 



17 

                                             

dere Investitionsschutzschiedsverfahren sind heute ein zentraler Bestandteil des inter-
nationalen Wirtschaftssystems als Rechtsordnung. Das ist unter Gesichtspunkten 
weltwirtschaftlicher Prosperität von großer Bedeutung. Überdies handelt es sich aber 
auch um eine völkerrechtsdogmatisch überaus spannende Entwicklung, die nicht nur 
die Erweitung des Kreises der Völkerrechtssubjekte betrifft, sondern darüber hinaus in 
einem größeren Zusammenhang insgesamt die Herausbildung transnationaler, das 
etatistische Konzept der internationalen Rechtsordnung überwindende Regelungs-
strukturen im internationalen System belegt.56 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
56 Allgemein zum transnationalen Wirtschaftsrecht auch Tietje, ZVglRWiss 101 (2002), 404 ff. 
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